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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Gleich fünf neue Ratsmitglieder wurden zu Beginn der Wintersession 2017 neu
vereidigt. Diana Gutjahr (svp, TG), Jahrgang 1984, ersetzt Hansjörg Walter (svp, TG).
Walter trat nach 18 Jahren als Nationalrat zurück. Der ehemalige Bauernverbands- und
Nationalratspräsident wird als zweimaliger Bundesratskandidat in Erinnerung bleiben.
2008 war er, von Links-Grün sowie Teilen der FDP und der CVP als Sprengkandidat
gesetzt, um lediglich eine Stimme Ueli Maurer unterlegen. 2011 wurde er, nachdem der
eigentlich nominierte Bruno Zuppiger (svp, ZH) wegen Verdachts auf Veruntreuung
nicht mehr antreten konnte, von seiner eigenen Partei nominiert, unterlag aber der
amtierenden Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Seine Nachfolgerin ist
Vizepräsidentin des Thurgauer Gewerbeverbandes. Die „Strahlefrau der Thurgauer SVP”
(NZZ) gilt als Zögling des ehemaligen Nationalrats Peter Spuhler. 
Mit Hansjörg Brunner (fdp, TG) rutschte gleich auch der Präsident des Thurgauer
Gewerbeverbandes nach. Der 51-jährige Inhaber einer Druckerei nimmt den Platz von
Hermann Hess (fdp, TG) ein, der nach lediglich zwei Jahren und ohne einen Vorstoss
lanciert zu haben, wieder von der nationalen Politikbühne abtritt. 
Dem Rücktritt von Jonas Fricker (gp, AG), der durch die 30-jährige
Islamwissenschafterin Irène Kälin (gp, AG) ersetzt wird, ging ein – je nach medialer
Lesart – „Eklat” (Aargauer Zeitung), ein „Schock” und „Skandal” (Blick) oder lediglich eine
„verbale Entgleisung” (Tagesanzeiger) voraus. Fricker hatte in einem Votum zur Fair-
Food-Initiative einen Schweinetransport mit der Deportation von Juden verglichen. Er
habe bei einem Dokumentarfilm über den Transport von Schweinen unweigerlich an die
Massendeportationen nach Auschwitz aus dem Film „Schindlers Liste” denken müssen.
Fricker wörtlich: „Die Menschen, die dort deportiert wurden, die hatten eine kleine
Chance zu überleben. Die Schweine, die fahren in den sicheren Tod.” Allerdings
entschuldigte sich der Aargauer Grüne noch während der Debatte für seine Aussage
und bat anschliessend auch den Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund um
Verzeihung. Dieser akzeptierte die Entschuldigung zwar, die Spitze der grünen Partei
distanzierte sich allerdings von Frickers Vergleich, der „inakzeptabel” sei – so Balthasar
Glättli (gp, ZH) im Blick. Besonders hart ins Gericht mit Fricker ging ebendiese
Boulevardzeitung, die – sekundiert von alt-Nationalrat Josef Lang – relativ rasch den
Rücktritt Frickers forderte. Eine Forderung, der Fricker schliesslich zwei Tage nach
seiner Aussage nachkam. Er trete zurück, weil es für ihn das stärkste Zeichen sei, das er
setzen könne. Der Rücktritt wurde allerdings unterschiedlich interpretiert. Während
der „Blick” ihn als Grösse feierte, hinterfragten der Tagesanzeiger und die NZZ, ob
dieser Rücktritt wirklich nötig gewesen sei. Schliesslich sei Fricker von der Aargauer
Bevölkerung gewählt worden. Irène Kälin, seine Nachfolgerin und „neckischerweise mit
einem bekannten Ringier-Mann liiert” (NZZ, 4.10.), politisiere pointierter links als
Fricker. Der Abgang sei deshalb fragwürdig. 
Auch in der EVP kam es zu einem Personalwechsel. Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH)
rutschte für Maja Ingold (evp, ZH) nach, die seit 2010 im Nationalrat sass und damals, als
Nachfolgerin von Ruedi Aeschbacher, die erste Frau der EVP auf nationaler Ebene war.
Ingold – die aus Altersgründen zurücktreten wollte –, wie auch Gugger, stammen aus
Winterthur. Gugger ist der erste Nationalrat mit indischen Wurzeln. Seine Eltern waren
Entwicklungshelfer und adoptierten ihn als Baby in Indien. 
Rocco Cattaneo (fdp, TI) rutschte für den in den Bundesrat gewählten Ignazio Cassis
nach. Der 59-jährige ehemalige Veloprofi und Unternehmer machte gleich auf sich
aufmerksam, weil er mit dem Velo bereits am Freitag aus dem Tessin an die Session fuhr
– von Bironico am Monte Ceneri über den Gotthard nach Bern; also rund 250 Kilometer
mit einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 30 km/h, wie der Neo-Nationalrat betonte.
Er verstehe seine Tour auch als Plädoyer für sichere Velowege – ein Vorgeschmack auf
die Debatte um die Velo-Initiaitive, in deren Komitee Cattaneo sitzt. 
Die fünf Neuen – bei Halbzeit der 50. Legislatur waren bisher 10 Mutationen zu
verzeichnen – wurden vereidigt (Brunner, Cattaneo und Gugger) bzw. legten das
Gelübde ab (Gutjahr und Kälin). 1

WAHLEN
DATUM: 27.11.2017
MARC BÜHLMANN
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Wie schon die Motion Reimann (svp, SG) in der Frühlingsession 2018 fand auch das
ähnliche Anliegen von Irène Kälin (gp, AG), den Parlamentarierinnen und
Parlamentariern sei nicht mehr wie bisher ein  Generalabonnement (GA) erster,
sondern neu zweiter Klasse zu bezahlen, im Rat keine nennenswerte Unterstützung. 
Ein GA erster Klasse sei ein unnötiger Luxus, begründete die Neo-Parlamentarierin in
der Ratsdebatte. Sie könne zudem der Begründung für die ablehnende Haltung des
Büros nichts abgewinnen. Freilich sei es so, dass Ratsmitglieder während ihrer Zugfahrt
arbeiteten und es sei auch so, dass der Lärmpegel und die dichtere Belegung dies in
der zweiten Klasse schwieriger machten. Es gebe aber zahlreiche Pendlerinnen und
Pendler, für die dies ebenfalls der Fall sei und die sich ein GA erster Klasse nicht leisten
könnten. Edith Graf-Litscher (sp, TG) führte für das Büro aus, dass auch zu
berücksichtigen sei, dass die Reise von Bern für viele Ratsmitglieder lange dauere und
man jene mit langer Strecke eher benachteiligen würde. Nur weil einzelne Abgeordnete
eine kürzere und ruhigere Reisestrecke hätten oder den Zug nicht als Arbeitsort
nutzten, sollten andere, die möglichst ungestört und konzentriert arbeiten wollten,
nicht eingeschränkt werden. Im Ratsreglement sei vermerkt, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier entweder ein GA erster Klasse oder einen entsprechenden
Pauschalbetrag erhalten. Es sei jedem Nationalrat und jeder Nationalrätin freigestellt,
diesen Pauschalbetrag zu beziehen und damit ein GA zweiter Klasse zu erstehen. Den
141 Gegenstimmen standen lediglich 31 befürwortende Stimmen gegenüber, die mit 28
Stimmen überwiegend aus der SVP-Fraktion stammten. Diese Zahl entspricht zwar der
Zustimmung zur Motion Reimann, innerhalb des SVP-Lagers gab es aber einige
Positionswechsel in der Frage. 2

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARC BÜHLMANN

Es gebe Momente im Leben, in welchen Absenzen Sinn machen würden, so Irène Kälins
(gp, AG) Versuch, ihr Postulat für eine Regelung für eine Stellvertretung für
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihren Ratskolleginnen und -kollegen
schmackhaft zu machen. Als Parlamentsmitglied sei man zwar verpflichtet, an Rats- und
Kommissionssitzungen teilzunehmen, bei Mutterschaft – in Zukunft vielleicht auch bei
Vaterschaft – oder längerer Krankheit sei dies aber über einige Zeit nicht möglich.
Lange Absenzen könnten aber mit einer Stellvertreterlösung vermieden werden. Eine
solche auszuarbeiten schlug Kälin dem Büro-NR vor. Dieses verwies in der Person
seiner Kommissionssprecherin Edith Graf-Litscher (sp, TG) auf die Verfassung, die
weder eine Delegation des Mandates noch eine Stellvertretung vorsehe. Zwar gebe es
Kantone, die ein Vertretungssystem kennen (GE, GR, JU, NE, VS), andere hätten dieses
System aber bewusst nicht eingeführt (BE, BS). Es wäre aber nicht nur eine
Verfassungsänderung nötig, auch der organisatorische Umsetzungsaufwand wäre
beträchtlich. Dies sahen wohl auch die meisten der 125 ablehnenden Nationalrätinnen
und Nationalräte so, die das Postulat gegen 54 Stimmen aus dem rot-grün-grünliberalen
Lager (3 Enthaltungen und ein Nein von der Kommissionssprecherin) verwarfen. 3

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Die Digitalisierung bringt es mit sich, dass auch der Parlamentsbetrieb mit
verschiedenen Ratings und Rankings vermessen werden kann, welche die Arbeit, den
Einfluss oder die ideologische Positionierung der Parlamentsmitglieder zu bestimmen
versuchen. Der Versuch, anschauliche Ranglisten zu erstellen und so auch durch
Personalisierung die Komplexität von Politik zu reduzieren, dient vor allem den Medien,
die sich auch 2019 den verschiedenen Analysen widmeten.

Den Beginn machte Anfang Juli eine neue Plattform namens «politik.ch» mit einer
Auswertung der Präsenz während der ganzen bisherigen 50. Legislatur. «Präsenz»
wurde dabei mit der Teilnahme an den total 4'076 Abstimmungen, die im Nationalrat bis
zur vorletzten Session durchgeführt wurden, gemessen. Zum «Absenzenkönig von
Bern» – so die Aargauer Zeitung, die über die Studie berichtete – wurde Roger Köppel
(svp, ZH) gekürt. Er habe 22.4 Prozent aller Abstimmungen «geschwänzt», gefolgt von
Martin Bäumle (glp, ZH; 21.9%) und Hans Grunder (bdp, BE; 21.7%). Frauen stimmten
tendenziell disziplinierter ab, schloss die Zeitung, weil sich am anderen Ende der Skala
Andrea Geissbühler (svp, BE), Barbara Keller-Inhelder (svp, SG) und Sandra Sollberger
(svp, BL) fanden, die alle weniger als sechs der über 4'000 Abstimmungen verpasst
hatten. Die Aargauer Zeitung liess die Protagonisten zu Wort kommen. Bei wichtigen
Abstimmungen sei er vor Ort, nicht aber, wenn «das ausufernde Berufsparlament mit
sich selbst beschäftigt» sei, verteidigte sich Roger Köppel. «Das Volk» habe sie ins
Parlament gewählt und erwarte, dass sie an den Abstimmungen teilnehme, befand
hingegen Andrea Geissbühler. Im Schnitt hatten die Nationalrätinnen und Nationalräte
drei Prozent der Abstimmungen verpasst. Im Tages-Anzeiger wurde daran erinnert, dass

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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«immer brav auf dem ehrwürdigen Nationalratssessel zu sitzen» nicht mit politischem
Einfluss gleichzusetzen sei. Die wichtigsten Entscheidungen fielen nicht im Ratssaal,
sondern «in den Kommissionen, in den Hinterzimmern des Bundeshauses und den
Salons des Bellevue-Hotels».

Einen Versuch, diese Art von Einfluss zu messen, unternahm die Sonntagszeitung mit
ihrem alle zwei Jahre publizierten «Parlamentarier-Rating». Hier erhält Punkte, wer
viele Reden hält, in wichtigen Kommissionen sitzt und erfolgreich Vorstösse einreicht;
wer innerhalb der eigenen Partei wichtige Funktionen innehat, einer starken Fraktion
angehört, hohe Medienpräsenz hat und ausserhalb des Parlaments gut vernetzt ist. Wie
schon zwei Jahre zuvor wies die Zeitung SP-Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) als
«mächtigsten» Parlamentarier aus, gefolgt von Pirmin Bischof (cvp, SO) und Thomas
Aeschi (svp, ZG). Levrat sei «immer dabei, wenn es in der Schweizer Politik etwas
anzuschieben oder zu blockieren» gelte. Allerdings falle die SP-interne grosse Lücke
hinter Levrat auf. In den Top Ten gebe es kein weiteres SP-Mitglied, was darauf
hindeute, dass die parteiinterne Erneuerung wohl noch nicht geschafft sei.
Ausgerechnet bei den Frauen schneide die SP schlecht ab. Unter den 15 höchst
bewerteten Frauen – diese Liste wurde von Tiana Angelina Moser (glp, ZH; total Rang 6)
und Lisa Mazzone (gp, GE; Rang 13) angeführt – fänden sich lediglich zwei Genossinen:
Maria Carobbio Guscetti (sp, TI; Rang 23) und Barbara Gysi (sp, SG; Rang 34). Für das
Rating berücksichtigt wurden nur jene Parlamentsmitglieder, die seit Beginn der
Legislatur in den Räten gesessen hatten und bei den eidgenössischen Wahlen 2019
wieder antreten wollten. Entsprechend war der 173. Rang auch der letzte. Dort befand
sich Bruno Walliser (svp, ZH). Indem die Sonntagszeitung die Rangierung hinsichtlich
Medienpräsenz mit der Gesamtrangierung verglich, machte sie auch «die grössten
Blender» aus. Die drei Zürcher Abgeordneten Claudio Zanetti (svp), Roger Köppel (svp)
und Regine Sauter (fdp) seien zwar «Lieblinge der Medien», spielten im Parlament aber
«eine bescheidene Rolle». 

Auf der Basis der Abstimmungen im Nationalrat berechnete die Sonntagszeitung in
einer weiteren Analyse, wie häufig alle Volksvertreterinnen und -vertreter bei
Gesamtabstimmungen in der 50. Legislatur zur Mehrheit gehört hatten. Wenig
überraschend fanden sich auf den vorderen Rängen – die Sonntagszeitung nannte sie
«die Erfolgreichsten» – Mitglieder der CVP- und der BDP-Fraktion, die jeweils mit links
oder rechts oder innerhalb einer grossen Koalition Mehrheiten schaffen. Angeführt
wurde die Liste von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), die bei 98.5 Prozent aller
Gesamtabstimmungen gleich wie die Mehrheit gestimmt hatte, was ihr in der
Weltwoche den Titel «[d]ie mit dem Strom schwimmt» einbrachte. Auf Platz zwei und
drei folgten Viola Amherd (cvp, VS; 98.3%) und Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS;
98.2%). Bei den 68 «Erfolglosesten» handelte es sich durchgängig um SVP-
Fraktionsmitglieder, angeführt von Erich Hess (svp, BE; 46.8%), Toni Brunner (svp, SG;
48.8)%) und Pirmin Schwander (svp, SZ; 49.8%). 

Mitte Oktober warteten dann schliesslich die NZZ und Le Temps mit ihrem alljährlich
erscheinenden «Parlamentarier-Rating» auf. Erneut wiesen die auf der Basis des
Abstimmungsverhaltens vorgenommenen Positionierungen der Parlamentsmitglieder
auf einer Skala von -10 (ganz links) bis +10 (ganz rechts) auf eine zunehmende
Homogenisierung innerhalb der Parteien hin. Insbesondere an den Polen habe die
Fraktionsdisziplin ein noch nie gekanntes Ausmass erreicht, so die NZZ. So hätten sich
die Mitglieder der SP-Fraktion vor den Wahlen 2015 auf einer Skalen-Spannweite von
3.4 Punkten verteilt, im aktuellen Rating betrage dieser Wert lediglich noch 1.2 Punkte.
Die Extrempositionen in der SP besetzten im aktuellen Rating Silvia Schenker (sp, BS;
-10.0) und Adrian Wüthrich (sp, BE; -8.8). Eine im Vergleich zu 2015 wesentlich grössere
Fraktionsdisziplin wiesen bei dieser Berechnung auch die Grünen auf. Lagen das am
meisten linke und am meisten rechte grüne Fraktionsmitglied 2015 noch um 2.7
Skalenpunkte auseinander, trennten Maya Graf (gp, BL; -9.2) und die drei ganz am linken
Rand politisierenden Michael Töngi (gp, LU; -10.0), Irène Kälin (gp, AG; -10.0) und Regula
Rytz (gp, BE; -10.0) im Jahr 2019 lediglich noch 0.8 Skalenpunkte. Damit waren die
Grünen im Durchschnitt erstmals seit 2011 wieder weiter links positioniert als die SP:
«Les Verts n'ont jamais été aussi à gauche», war dies Le Temps gar die Überschrift der
Analyse wert. Am anderen Ende der Skala, bei der SVP, verringerte sich der Wert der
Spannweite von 3.7 auf 1.2 Punkte – ohne Berücksichtigung von Roberta Pantani (lega,
TI), die zwar der SVP-Fraktion angehört, aber die Lega vertritt und mit einem Wert von
8.2 die am weitesten «linke» Position in der SVP-Fraktion im Nationalrat vertrat. Gleich
drei SVP-Nationalräte politisierten ganz rechts aussen und wiesen einen Skalenwert von
10.0 aus: Toni Brunner, Luzi Stamm (svp, AG) und Adrian Amstutz (svp, BE). Jean-Pierre
Grin (svp, VD) fand sich bei Position 8.8 und war damit das am weitesten links
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positionierte Mitglied der SVP im Nationalrat. Selbst bei der CVP war eine
Disziplinierung festzustellen: Es zeigte sich im Vergleich zu 2015 ein Rückgang der
Spannweite von 3.6 auf 2.6 Punkte, wobei die Fraktion im Vergleich zum Vorjahr
zahlreiche Mitglieder leicht rechts von der Mitte aufwies und sich von -1.0 (Dominique
de Buman; cvp, FR) bis 1.6 (Philipp-Matthias Bregy; cvp, VS) erstreckte. Die der CVP-
Fraktion angehörenden EVP-Mitglieder waren wesentlich weiter links als ihre Fraktion:
Niklaus Gugger (ZH) wurde auf der Skala bei -4.2 und Marianne Streiff-Feller (BE) bei
-4.3 eingestuft. Die restlichen drei Fraktionen hingegen waren im Vergleich zu 2015
heterogener geworden. Bei der FDP war die Zunahme von 2.5 auf 2.6 Skalenpunkte
freilich minim. Die Fraktionsgrenzen wurden bei den Freisinnigen von Walter Müller
(fdp, SG; 4.5) und Christa Markwalder (fdp, BE; 1.9) eingenommen. Grössere Sprünge
machten die BDP und die GLP. Während sich bei der BDP die Spannweite im Vergleich
zu 2015 von 1.2 auf 2.0 fast verdoppelte – wie schon 2015 deckte Rosmarie Quadranti
(bdp, ZH; -1.7) die linke Flanke ab, während sich Hans Grunder (bdp, BE; 0.3) am rechten
Rand der BDP positionierte – wuchs die Heterogenität innerhalb der traditionell
eigentlich sehr homogenen GLP von 0.5 auf 2.7 Skalenpunkte an. Hauptgrund dafür war
Daniel Frei (glp, ZH), der von der SP in die GLP gewechselt hatte und mit seiner Position
von -5.7 zwar weit weg vom rechten Rand der SP (-8.8), aber auch weit weg vom linken
Rand der bisherigen GLP-Mitglieder war. Dieser wurde von Kathrin Bertschy (glp, BE;
-3.5) eingenommen, die in der Tat lediglich 0.5 Skalenpunkte von Martin Bäumle (-3.0),
also dem rechten GLP-Rand, positioniert war. Die politische Landschaft verarme,
schloss die NZZ aus diesen Zahlen. Vor allem zwischen den Mitte- und den Polparteien
klaffe eine Lücke. Dort hätten früher moderate SVP- und SP-Vertreter als Brückenbauer
gewirkt. Schuld für die zunehmende Fraktionsdisziplin seien aber nicht nur die
Parteizentralen, sondern auch die wachsende Zahl an zu behandelnden Geschäften, bei
denen Parlamentsmitglieder keine fundierte eigene Meinung mehr bilden könnten und
deshalb gemäss der Empfehlung der Parteileitung stimmten. 
Die zahlreichen auf die neue Legislatur 2019 bis 2023 hin angekündigten Rücktritte im
Ständerat veranlasste die Verfasser des Ratings zur Spekulation eines Rechtsrutschs der
kleinen Kammer nach den Wahlen 2019. Die politische Mitte des Ständerats befinde
sich bei Pirmin Bischof, also bei -2.8. Da elf zurücktretende Kantonsvertreterinnen und
-vertreter links und lediglich sieben rechts von Bischof seien und alle zurücktretenden
im Schnitt deutlich linker (-5.3) positioniert seien als die wieder antretenden (-2.3),
stellten die Ständeratswahlen vor allem für Mitte-Links eine Herausforderung dar, so
die NZZ. Eindrücklich liess sich dies anhand von Raphaël Comte (fdp, NE) nachzeichnen.
Der Neuenburger Freisinnige positionierte sich mit -5.7 näher bei Daniel Jositsch (sp,
ZH), der mit -6.8 den rechten Rand der SP in der kleinen Kammer besetzte, als bei
seinem am weitesten rechts positionierten Fraktionskollegen Philipp Müller (fdp, AG;
4.5) und dem Schnitt der FDP (2.3). Da Comte nicht mehr antrete, sei wohl auch in der
FDP mit einem Rechtsrutsch in der kleinen Kammer zu rechnen. 4

Parlamentsorganisation

Es sei «fast so anspruchsvoll wie bei einer Hochzeit», die Sitzordnung im neuen
Nationalrat zu finden, titelte die NZZ. In der Tat sorge die Frage: «Wer sitzt wo?» alle
vier Jahre für «Gesprächsstoff» (Blick) und sei «ein Prozess mit Nebengeräuschen»
(Aargauer Zeitung). «Ein falscher Sitznachbar ist die Hölle», befand gar der Tages-
Anzeiger. 
Bei der Sitzverteilung gehe es zuerst um die Anordnung der einzelnen Fraktionen im
Nationalratssaal.  Die hinteren Sitze seien begehrter, weshalb sie in der Regel nicht nur
von den Fraktionsspitzen, sondern auch von den grösseren Parteien besetzt werden,
während mit den kleineren Fraktionen gegen vorne aufgefüllt werde, so die Medien. Da
die Grünen bei den Wahlen 2019 stark zugelegt hatten, hätten sie eigentlich – wie
bisher die vier grossen Parteien, wobei die SVP die rechte Ratshälfte von hinten nach
vorne aufgefüllt hatte – auch nach hinten zügeln können. Weil es allerdings nicht
möglich war, die Fraktionen zusammenzuhalten, das Links-Rechts-Schema abzubilden
und auf einzelne Befindlichkeiten Rücksicht zu nehmen – so sollte der auf den Rollstuhl
angewiesene Christian Lohr (cvp, TG) einen Platz bei seiner Mitte-Fraktion und
gleichzeitig nahe beim Eingang erhalten – verzichteten die Grünen auf dieses Privileg,
nachdem elf von den Parlamentsdiensten unterbreitete Vorschläge für eine neue
Zuordnung der Fraktionen in die einzelnen Sektoren jeweils abgelehnt worden waren.
Als Gegengeschäft auf ihren Verzicht erhielten die Grünen ein Jahr früher als
vorgesehen das Nationalratspräsidium, das voraussichtlich also 2022 von Irène Kälin
(gp, AG) besetzt werden wird. Darüber hinaus erhielten die Grünen die beiden Präsidien
der wichtigen Kommissionen UREK und KVF. Der Zuwachs der Grünen verdrängte die
GLP-Fraktion allerdings in die rechte Hälfte des Ratssaales. Die GLP-Fraktion sitzt in
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der 51. Legislatur damit also neu vor der FDP und links der SVP.
Von den Medien kommentiert wurde zudem die Sitzverteilung innerhalb der Fraktionen,
die von diesen innerhalb ihrer zugeteilten Sektoren selber vorgenommen wird und vom
SP-Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) laut Aargauer Zeitung als Geschäft mit «viel
Sprengstoff» bezeichnet wurde. Als beliebt gelten auch fraktionsintern die hinteren
Plätze sowie jene am Rand der einzelnen Sektoren. Wer ganz hinten einen Platz erhalte,
sei in der Hierarchie weit oben, so die NZZ. «Hinterbänkler», die in anderen Ländern
unwichtige oder keine Funktionen in einem Parlament besetzen und deshalb die
hinteren Sitze erhalten, seien also in der Schweiz besonders bedeutend – so die Neue
Zürcher Zeitung. Die FDP platziere ihre neuen Gesichter bewusst alle in der vordersten
Reihe, wusste der Blick zu berichten. Und auch die beiden CVP-Neulinge Simon Stadler
(cvp, UR) und Priska Wismer-Felder (cvp, LU) sässen zwar in der drittletzten Sitzreihe im
Saal, diese entspreche aber zugleich der vordersten CVP-Reihe. Ihre Sitze befänden
sich zwischen den je drei BDP- und EVP-Vertreterinnen und -Vertretern, die ebenfalls
der neuen Mitte-Fraktion angehören. Plätze am Rand seien praktisch, vor allem, wenn
sie eine «Spurtdistanz» von der Cafeteria zu den Abstimmungen zuliessen, zitierte die
NZZ den ehemaligen Nationalrat Mario Fehr (sp, ZH). Es gebe aber auch sehr unbeliebte
Sitze, so der Tages-Anzeiger. Auf der Plenums-Seite des Ratssaales hat es total 188
Nationalratssitze (und die 46 für die Ständerätinnen und -räte reservierten Sitze an der
Rückwand) und vis-à-vis vom Plenum sitzt das 11-köpfige Präsidium (Präsident, 1. und 2.
Vizepräsident, je vier Stimmenzählende und Ersatzstimmenzählende). Rechts neben
den drei Präsidialsitzen bleibt also ein Platz, der vom Tages-Anzeiger als «Strafbank»
bezeichnet wurde. Auf diesen setzte die SVP-Fraktion Lorenzo Quadri (lega, TI). Auch
die Fraktion der Grünen setzte die beiden parteifremden Mitglieder Denis de la
Reussille (pda, NE) und Stéfanie Prezioso Batou (eag, GE) auf eher unbeliebte Plätze in
der ersten Reihe. Dass Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) neu auf dem gleichen
hinteren Platz sitze, wie einst ihr Vater, war dem Tages-Anzeiger genauso einen
Vermerk wert wie die Beobachtung, dass die «Querdenker» Lukas Reimann (svp, SG)
und David Zuberbühler (svp, AR) von der SVP-Fraktion in die erste Reihe platziert
wurden. Dies sei der elektronischen Anzeigetafel geschuldet. Es sehe geschlossener
aus, wenn die Abweichler am Rand sässen, mutmasste die Zeitung. Wer diesmal mit
dem Sitznachbarn oder der Sitznachbarin Glück oder Pech habe, lasse sich aber wohl
erst mit der Zeit sagen, schloss der Tages-Anzeiger. 5

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser – noch einmal
geleitet von der Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) – zur Wahl des
Nationalratspräsidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizepräsidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemäss als Präsidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungültig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Präsidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewählt. 
Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgängerin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), die die
Repräsentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe – mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der Einführung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemühungen ihrer Ratskollegin weiterzuführen. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der grössten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzera!
Viva la Svizra!» erntete die neue Präsidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizepräsidenten überleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn für die Schweizer Jugend sein, über sich selbst hinauszuwachsen.    
Zum ersten Vizepräsidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewählt. Für
dieses Amt wäre eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Bündner,
der im November 2018 zum ersten Vizepräsidenten gekürt worden war, war allerdings
bei den eidgenössischen Wahlen nicht wiedergewählt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat für das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds. 
In der Folge wurde Irène Kälin (gp, AG) zur zweiten Vizepräsidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren ungültig. Andere Personen erhielten 57
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Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dürfte – neben der Parteizugehörigkeit der neuen
zweiten Vizepräsidentin – auch damit zusammenhängen, dass Kälin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kälin war von der Fraktion der grünen Partei Ende November 2019
nominiert worden. 
Die vier Stimmenzählenden und die vier Ersatzstimmenzählenden wurden in globo
gewählt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositäten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewählt. Zu Stimmenzählerinnen
und -zählern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Büchel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewählt. Die vier sind damit Mitglieder des Büro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenüber, mit der Präsidentin im Rücken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzählerinnen und -zähler, die aber nicht Mitglieder des Büros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). 6

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Aargau bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 496 Personen auf
36 Listen für einen der 16 Aargauer Nationalratssitze. Der Andrang auf die begehrten
Sitze war dieses Jahr noch einmal deutlich höher als 2015 (288 Kandidierende auf 23
Listen). Dieses Jahr schlug alleine schon die CVP mit neun Listen und 127
Kandidierenden zu Buche. Auch die Anzahl der Kandidatinnen war dieses Jahr so hoch
wie nie zuvor (187, Frauenanteil 37.7%).

Bei den Nationalratswahlen vor vier Jahren hatten sich die SVP und die FDP im Aargau
als Gewinner feiern lassen können. Sie hatten damals beide einen Sitzgewinn
verzeichnet. Die 16 Nationalräte, die den Kanton während der letzten Legislatur in
Bundesbern vertreten hatten, waren damit wie folgt auf die Parteien verteilt: 7 SVP, 3
FDP, 2 SP, 1 CVP, 1 GPS, 1 GLP, 1 BDP. Die beiden letztmaligen Gewinner mussten für die
anstehenden Wahlen 2019 als einzige Parteien Rücktritte verkraften, wobei die SVP
besonders betroffen war. Gleich vier ihrer sieben amtierenden Nationalräte fielen der
parteiinternen Alters- und Amtszeitregelung zum Opfer. Sylvia Flückiger-Bäni und Ulrich
Giezendanner zogen sich ganz aus der nationalen Politik zurück. Luzi Stamm und
Maximilian Reimann beschlossen hingegen, auf eigenen Listen erneut zu den Wahlen
anzutreten. Luzi Stamm, seit 28 Jahren im Nationalrat, stieg mit einer nach ihm
benannten Liste und sieben Mitstreitern ins Rennen. Reimann, seinerseits bereits 32
Jahre lang Bundesparlamentarier, führte derweil die Seniorenliste «Team 65+» an. Für
beide waren die Chancen ausserhalb der SVP-Liste ihre Wiederwahl zu schaffen sehr
gering. Der SVP bereiteten zudem im Wahlkampf die Turbulenzen um die inzwischen
zurückgetretene Regierungsrätin Franziska Roth (svp) Kopfzerbrechen. Immerhin gelang
der Volkspartei mit der FDP, der EDU und Reimanns «Team 65+» bei den
Listenverbindungen der Zusammenschluss zu einem breiten rechtsbürgerlichen Block.
Die FDP erhoffte sich von der Verbindung, den freiwerdenden Sitz der
zurückgetretenen Corina Eichenberger zu verteidigen. Der rechtsbürgerliche
Schulterschluss geriet allerdings arg in Schieflage als die SVP im August ihr Wurmplakat
veröffentlichte. Auf dem Plakat war unter anderem ein FDP-blauer Wurm abgebildet,
der einen die Schweiz symbolisierenden Apfel durchbohrt. Die FDP prüfte sogar eine
Auflösung der Listenverbindung, doch aufgrund der bereits abgelaufenen Frist für die
Anmeldung der Listenverbindungen, hatten die Freisinnigen gar keine andere Wahl, als
an die SVP gebunden in die Wahlen zu steigen. In der Mitte schloss sich die BDP mit der
EVP zusammen. Damit sollte der Sitz von Bernhard Guhl (bdp) gerettet werden. Zwar
garantierte die Listenverbindung den beiden Parteien praktisch einen Sitz, doch falls
die EVP mehr Stimmen machen würde als die BDP, könnte Guhl sein Mandat trotzdem
verlieren. Innerhalb der zweiten Mitteverbindung, zwischen der CVP und der GLP, kam
es ebenfalls zu einem Zweikampf, denn beide Parteien hätten gerne jeweils einen
zweiten Sitz erobert. Voraussetzung dafür war jedoch, dass beide Parteien in der Gunst
der Wähler zulegen können. Der zusätzliche Sitz würde dann auf die Partei mit dem
höheren Wähleranteil fallen. Auch bei den linken Parteien zeichnete sich im
Wesentlichen ein Zweikampf ab. Die SP und die Grünen hatten sich beide einen
Sitzgewinn zum Ziel gesetzt, doch es schien sehr unwahrscheinlich, dass dies gleich
beiden Parteien gelingen würde. Zwar gesellte sich zur Listenverbindung der SP und den
Grünen auch noch die Piratenpartei, doch keiner erwartete, dass die Piraten in die
Nähe eines Sitzgewinnes kommen würden. 
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Wie in den meisten Kantonen konnten die Grünen und Grünliberalen auch im Kanton
Aargau am Wahlsonntag ihre Wähleranteile kräftig ausbauen. Die Grünen legten
gegenüber 2015 um 4.3 Prozentpunkte zu (neu 9.8%), die GLP um 3.3 Prozentpunkte
(neu 8.5%). Es reichte jedoch keiner der beiden Parteien für einen Sitzgewinn, womit
weiterhin lediglich Irène Kälin (gp) und Beat Flach (glp) im Parlament vertreten sein
werden. Sitzgewinne verzeichnen konnten dafür die jeweiligen Listenpartnerinnen –
trotz vergleichsweise geringerem Wählendenzuwachs. Für die SP (+0.4 Prozentpunkte,
neu 16.5%) schaffte neben den Bisherigen Yvonne Feri und Cédric Wermuth auch
Gabriela Suter den Einzug in den Nationalrat. Die CVP (+1.3 Prozentpunkte, neu 9.9%)
freute sich darüber, dass sie endlich wieder einmal ihren Stimmenanteil ausbauen
konnte, nachdem sie bei den letzten vier Nationalratswahlen jeweils Verluste hatte
einstecken müssen. Neben der bestätigten Ruth Humbel wird für die CVP in der
nächsten Legislatur auch die kantonale Parteipräsidentin Marianne Binder-Keller in der
Grossen Kammer vertreten sein. Die Sitzgewinne von SP und CVP gingen auf Kosten der
FDP und der SVP. Die FDP konnte den Sitz von Corina Eichenberger nicht verteidigen.
Die beiden Bisherigen Thierry Burkhart und Matthias Samuel Jauslin schafften hingegen
die Wiederwahl. Aufgrund der vielen Rücktritte in ihren Reihen, schafften bei der SVP
trotz Sitzverlust gleich drei Neue den Einzug ins nationale Parlament:  Martina Bircher,
Jean-Pierre Gallati und Benjamin Giezendanner. Benjamin Giezendanner folgte damit
direkt auf seinen zurückgetretenen Vater Ulrich Giezendanner. Problemlos
wiedergewählt wurden die drei bisherigen SVP-Nationalräte Thomas Burgherr, Andreas
Glarner und Hansjörg Knecht. Nicht wiedergewählt wurden hingegen wie erwartet Luzi
Stamm und Maximilian Reimann. In der Mitte tauschten die BDP und die EVP einen Sitz,
da die BDP 2.0 Prozentpunkte verlor (neu 3.1%) und von der EVP (+0.3 Prozentpunkte,
neu 3.6%) überholt wurde. Bernhard Guhl verpasste also die Wiederwahl und musste
Lilian Studer (evp) den Sitz überlassen. Die Zusammensetzung der Aargauer
Volksvertretung für die Legislatur 2019-2023 lautet somit: 6 SVP, 3 SP, 2 FDP, 2 CVP, 1
GP, 1 GLP und 1 EVP. Die Wahlen lockten 44.7 Prozent der Stimmberechtigten an die
Urne – 3.6 Prozentpunkte weniger als vor vier Jahren. 

Fünf Wochen nach den Nationalratswahlen fand im Aargau der zweite Wahlgang der
Ständeratswahlen und der Regierungsratsersatzwahl statt. Neu ins Stöckli zogen Thierry
Burkhard (fdp) und Hansjörg Knecht (svp) ein. Für sie rutschten Maja Riniker (fdp) und
Stefanie Heimgartner (svp) in den Nationalrat nach. Bei der Regierungsratsersatzwahl
setzte sich Jean-Pierre Gallati (svp) als Nachfolger der zurückgetretenen Franziska Roth
durch. Gallati gab bekannt, noch die erste Session im Nationalrat zu besuchen. Danach
wird ihn Bauernverbandspräsident Alois Huber (svp) als nächster auf der SVP-Liste
ersetzen. 7

Wirtschaft

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La verte Irène Kälin (verts, AG) propose d'interdire de sceller les trayons des vaches
lors des foires. Lors de ces dernières, les éleveurs et éleveuses de bovins bouchent
parfois les pis des vaches, afin d'éviter tout écoulement de lait et ainsi avoir deux
mamelles symétriques, leur aspect étant le premier critère des concours de vaches
laitières. S'appuyant sur de récentes études menées, entre autres, par l'Institut
vétérinaire de l'Université de Berne, elle estime que cette pratique douloureuse pour
les vaches n'a plus lieu d'être.
Alors que ce sujet pourrait sembler anodin, il a suscité des remous au sein de la
chambre du peuple. Certains députés, paysans de profession, sont, en effet, montés à
la tribune afin d'exprimer leur désaccord. C'est notamment le cas de Jacques Nicolet
(udc, VD) accusant la députée verte de faire passer les agriculteurs pour des bourreaux
ou encore Andreas Aebi (udc, BE) qui remet en question la légitimité de l'élue verte de
déposer ce genre de texte, n'étant elle-même pas paysanne. A cela, Irène Kälin
répondra qu'elle n'est peut-être pas détentrice d'animaux, mais mère et expérimentée
en ce qui concerne les douleurs à la poitrine dues à l'allaitement, une réponse
provocant quelques éclats de rire. 
Alors que ce texte est soutenu par le Conseil fédéral – qui précise qu'une quinzaine de
séances ont été organisées avec les acteurs concernés afin de trouver des solutions à
ce problème, mais qu'il n'en est rien ressorti – une majorité d'élu.e.s a décidé de le
rejeter (91 contre 76 et 11 abstentions), vraisemblablement rassuré.e.s par les propos
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des députés UDC ayant apporté des précisions sur les pratiques actuelles de contrôle
aux ultrasons. 8

La conseillère nationale Maya Graf (verts, BL) a déposé une initiative parlementaire
visant à interdire l'expérimentation animale entraînant des contraintes sévères. Il est
entendu par-là des contraintes amenant à de grandes douleurs ou des douleurs
persistant sur la durée. L'élue verte estime que ces expérimentations n'ont pas lieu
d'être lorsque l'on sait que des alternatives existent. Elle cite notamment le principe 3R
(réduction, réforme et remplacement de l’expérimentation animale) qui pourrait être
une voie vers une réduction de la souffrance animale.
La CSEC-CN, chargée de statuer sur cette initiative, s'est montrée sensible aux efforts à
entreprendre afin de réduire la souffrance animale due aux expérimentations.
Néanmoins, une majorité de celle-ci (17 voix contre 8) a considéré que la proposition
formulée par l'élue verte allait trop loin et entraverait de manière trop radicale le
monde de la recherche. Une minorité s'est toutefois dégagée pour soutenir le texte,
estimant que dans le cadre des expérimentations de niveau 3 (les plus douloureuses) la
contrainte subie par les animaux ne sont que rarement en adéquation avec le gain réel
de savoir.
Lors des débats en chambre, Maya Graf a tenu à rappeler que le nombre d'animaux
concernés par sa proposition se situait entre 15'000 à 17'000 par année; autant
d'animaux qui n'auraient plus à souffrir pour des expérimentations dont l'utilité est, par
ailleurs, remise en question par la parlementaire bâloise. Se basant sur une étude,
celle-ci affirme que seuls 10% des expérimentations animales aboutiraient à des
thérapies et médicaments. Soutenant la proposition de sa collègue, Irène Kälin (verts,
AG) a ajouté que les sondages tendent à montrer un certain scepticisme de la
population vis-à-vis des expérimentations animales. Pour la commission, Alice Glauser-
Zufferey (udc, VD), a argumenté que la loi actuelle est suffisamment restrictive pour
permettre de réduire un maximum la souffrance animale, seuls 2.8 pourcent des
animaux subissant des contraintes sévères. De plus, elle a rappelé que la Confédération
soutient, d'ores et déjà,  la recherche basée sur le principe 3R. Le Conseil national a
suivi la majorité de la commission par 114 voix contre 60 et 4 abstentions, mettant un
terme à cette initiative parlementaire. 9
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

In einem Bericht des ENSI zum 10'000-jährlichen Störfall erklärte Hans Wanner,
Direktor des ENSI, dass unter realistischen Annahmen der (derzeit vom Inspektorat in
der Praxis zwar angewandte, jedoch stark umstrittene und ungenau formulierte)
Strahlungsgrenzwert von 100 mSv nicht überschritten und somit keine einzige Person im
Falle eines solchen Störfalls einer Strahlendosis von 100 mSv ausgesetzt sei. Die
durchschnittliche, tatsächlich austretende Strahlendosis bei einem solchen
Auslegungsstörfall – beispielsweise einem Erdbeben, das durchschnittlich alle 10'000
Jahre stattfinde und kleinere Schäden an den Betriebsanlagen verursache, jedoch keine
Kernschmelze zur Folge habe (also einem Gau, nicht aber einem Super-Gau) – betrage
lediglich 0,3 mSv. Eine durchschnittliche Person in der Schweiz sei aber im Vergleich
durch natürliche, medizinische und zivilisatorische Quellen einer zwanzigfachen
Belastung von durchschnittlich 5,8 mSv ausgesetzt.
Angestossen worden war der Bericht u.a. von einem Gerichtsfall zwischen dem ENSI
und verschiedenen Umweltorganisationen sowie Anwohnerinnen und Anwohnern rund
um die Kernkraftwerke Beznau I und II. Berechnet wurden die vorliegenden Zahlen
jedoch am Beispiel des Kernkraftwerks Gösgen für den regnerischen und stürmischen
11. Juni 2018. Das Inspektorat begründete diese Wahl damit, dass die Anlage Gösgen die
am dichtesten besiedelte Umgebung (potenziell 95'000 Personen) aufweise und so das
schlimmstmögliche Szenario (in diesem Fall 13 mSv für gewisse Anwohnerinnen und
Anwohner) bei ungünstigen Wetterbedingungen aufzeigen könne.
Die Aargauer Zeitung berichtete von erstaunten Reaktionen auf den Bericht.
Nationalrätin Irène Kälin (gp, AG) kritisierte beispielsweise, dass die Behörde nicht die
älteste Anlage Beznau zur Berechnung herbeigezogen hatte und monierte zudem, der
Bericht sei ein klarer Beweis dafür, dass das ENSI – angesichts der internationalen
Behörden, die zu anderen Schlüssen gekommen seien – nicht unabhängig sei.
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Der Bericht heizte gemäss St. Galler Tagblatt die Debatte um den Grenzwert weiter an.
Ständerat und Axpo-Verwaltungsrat  Roland Eberle (svp, TG) plädierte dafür, den
Grenzwert nicht als ideologischen Zankapfel zu betrachten. Im Gegensatz dazu drohte
Bastien Girod (gp, ZH), die Grünen würden gegen einen konkretisierten Dosisgrenzwert
von 100 mSv eine Volksinitiative lancieren. Widerstand gegen einen 100-mSv-Grenzwert
hatte sich aber auch schon von bürgerlicher Seite im Postulat Müller (Po.18.3175)
bemerkbar gemacht. 10

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine Kostenbefreiung für Schwangere während der ganzen Schwangerschaft forderte
Irène Kälin (gp, AG) im März 2019 mit einer Motion. Gemäss der aktuellen Regelung gilt
die Kostenbefreiung nur zwischen der 13. Schwangerschaftswoche und der 8. Woche
nach der Geburt. Dass durch diese Regelungen Frauen, die vor der 13.
Schwangerschaftswoche Komplikationen oder gar eine frühe Fehlgeburt erleiden,
benachteiligt werden, habe der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Interpellation
Kälin (Ip. 18.4372) bestätigt. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme. 
Nachdem sie Sebastian Frehner (svp, BS) in der Sommersession 2019 bekämpft hatte,
kam sie in der Herbstsession 2019 zur Behandlung in den Nationalrat. Dort legte
Frehner den Grund für seinen Widerstand gegen den Vorstoss dar: Da ab der 13.
Schwangerschaftswoche tendenziell mehr Leistungen in Verbindung mit der
Schwangerschaft anstünden und vorher eher mehr Leistungen ohne Verbindung zur
Schwangerschaft, müssten Schwangere ab diesem Zeitpunkt für alle Leistungen nach
den Artikeln 25 und 25a KVG – also auch für Leistungen, die nichts mit der
Schwangerschaft zu tun hätten, wie etwa eine Behandlung am Meniskus – keine
Selbstbeteiligung mehr bezahlen. Quasi im Gegenzug müssten sie vorher auch für
schwangerschaftsbedingte Behandlungen eine Selbstbeteiligung übernehmen. Dies sei
eine pragmatische Lösung, die Motionärin wolle nun aber «einfach noch ein bisschen
mehr für die Frauen herausholen», kritisierte Frehner. Diese Argumentation überzeugte
jedoch nur Teile der SVP- und der FDP-Liberalen-Fraktion; der Nationalrat nahm die
Motion mit 135 zu 44 Stimmen (12 Enthaltungen) an. 11

MOTION
DATUM: 26.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

En novembre 2018, la députée verte Lea Steinle (BS, pes/gps) s'est retrouvée au centre
d'une polémique, qui a soulevé la question des politiciennes qui ont des enfants. Jeune
maman, elle avait tenu à honorer son mandat politique et avait alors siégé au Grand
Conseil de Bâle-Ville avec son bébé, qu'elle portait en écharpe. Pour allaiter le
nourrisson, elle est sortie de la salle. A son retour, alors que le poupon dormait contre
elle, le président du Grand Conseil, Remo Gallachi (BS, pdc) lui a interdit d'entrer à
nouveau. Ce n'est qu'après de vives protestations des autres député-e-s que la jeune
verte a pu retourner à son siège. 
Cette image offre un frappant contraste avec celle du président de l'Assemblée
nationale néo-zélandaise, Trevor Mallard, qui en août 2019 dirigeait les débats de son
Parlement, tout en donnant le biberon au fils d'un député. Une année plus tôt, Larrissa
Waters, une sénatrice australienne allaitait son enfant pendant l'une de ses
interventions. Tout comme Unnur Brá Konráðsdóttir, qui a donné le sein depuis la
tribune du Parlement islandais, la même année. Signe d'une évolution des mœurs
institutionnelles? Le cas de Zuleikhan Hassan, qui a dû sortir en août 2019 de
l'Assemblée nationale kényane avec son bébé semble aller à l'encontre de cette
conclusion. Au sein même de la Suisse, de pareils décalages se retrouvent. A Bâle
même, de nombreux avis contradictoires se sont faits entendre dans la presse et sur les
réseaux sociaux. La députée Steinle a même été victime de courriers haineux, comme le
relate la Basler Zeitung. L'affaire a également suscité le débat bien au-delà des
frontières cantonales. Au Parlement argovien, par exemple, plusieurs bébés ont déjà
été présents dans la salle, sans que cela ne pose problème. Son président, Bernhard
Scholl (AG, plr/fdp) estime que les règles du bon sens doivent primer et que chacun-e
est à même d'estimer ce qui empêche ou non la bonne marche du Parlement. Du côté
des femmes UDC, les avis sont différents: Martina Bircher et Tanya Primault ne sont pas

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD
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venues siéger durant leur congé maternité. Elles estiment, comme la Conseillère
nationale Nicole Müller-Boder (udc, AG) que l'éducation des enfants est une affaire
privée. Dans le canton de Lucerne, la chancellerie a été priée de se prononcer sur la
question: L'entrée dans la salle du Grand Conseil dépend de l'autorisation de son
président ou de sa présidente, mais rien dans le règlement ne précise la situation des
bébés ou jeunes enfants. Une absence de règles précises, c'est ce qui ressort de ce
débat. 
Ce que cette absence révèle, en outre, c'est qu'il a été jusqu'ici assez rare que de
jeunes mères se trouvent dans cette situation. Le souhait d'une parité au sein des
organes politiques a été formulé par un groupe de femmes parlementaires en
décembre de la même année. La question des jeunes mères politiciennes fait partie
des réflexions qui doivent être menées pour aller dans ce sens. Quelles solutions
peuvent être trouvées? Dans un article de la NZZ, plusieurs scénarii se dessinent: une
solution de garde d'enfants, qui serait adaptée aux séances courtes et ponctuelles,
comme dans les parlements cantonaux. Ou alors, un système de remplacements,
comme il existe déjà dans les cantons des Grisons, Genève, Jura, Neuchâtel et le Valais.
C'est la proposition qu'a formulé Irène Kälin – qui elle-même a siégé au Conseil national
avec son bébé de trois mois en septembre 2018 – dans un postulat qui a été refusé le 21
juin 2019. Quant au Grand Conseil bâlois, il est en train de statuer sur la motion
Wanner, qui demande la possibilité d'un système de remplacement ainsi que la
permission pour les nouveau-nés d'être dans la salle du Parlement avec leur mère,
jusqu'à un certain âge. 12

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die WBK-NR forderte in einer Motion, dass der Bundesrat in seiner nächsten Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI) Massnahmen zur
Verringerung der sozialen Selektivität (beispielsweise in den Bereichen
Stipendienwesen, Weiterbildung, Grundkompetenzen, höhere Berufsbildung,
Sprachförderung) einfügt. Eine starke Minderheit aus SVP- und FDP-
Kommissionsmitgliedern beantragte, die Motion abzulehnen.
In seiner Stellungnahme befürwortete der Bundesrat die Förderung der
Chancengerechtigkeit im Bildungswesen und zeigte sich daher bereit, das Thema in der
BFI-Botschaft 2021-2024 aufzugreifen und – wo geboten und wo zuständig –
Massnahmen vorzuschlagen. Einige Bereiche, welche die WBK-NR in ihrer Motion
identifizierte, gehörten indes in die Kompetenz der Kantone oder seien nicht
Gegenstand der BFI-Botschaften, hielt der Bundesrat fest. Insgesamt war er der
Ansicht, dass der Bund die in seiner Kompetenz liegenden Vorkehrungen für die
Chancengerechtigkeit im BFI-Bereich getroffen habe. Er erachtete das Anliegen der
Motion deshalb als erfüllt und beantragte ihre Ablehnung.
Der Nationalrat debattierte in der Herbstsession 2019 intensiv über die Motion. Irène
Kälin (gp, AG) betonte dabei die Wichtigkeit der Verringerung der sozialen Selektivität,
die auf allen Ebenen und Stufen des Schweizer Bildungssystems leider immer wieder
reproduziert werde. Es brauche daher auf verschiedenen Ebenen Massnahmen, um die
soziale Selektivität möglichst weit zu eliminieren. Für die Minderheit führte Verena
Herzog (svp, TG) aus, dass für die Chancengerechtigkeit bereits genügend
unternommen werde. Darüber hinaus lägen viele der Massnahmen, auf welche die
Kommission abziele, in der Kompetenz der Gemeinden und der Kantone und seien
deshalb nicht zielführend. Dieser Aussage stimmte auch Bundesrat Guy Parmelin zu und
plädierte noch einmal für die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat folgte jedoch der
Mehrheit seiner Kommission und nahm den Vorstoss mit 101 zu 82 Stimmen bei einer
Enthaltung an. 13

MOTION
DATUM: 18.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wüthrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewählt. Der Travailsuisse-Vizepräsident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angekündigt, dass er sich aus der Politik zurückziehen werde.
Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewählt wurden SGB-
Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, TI), Geschäftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretärin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewählt wurden die
Präsidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Präsident Stefan Müller-Altermatt
(cvp, SO), Irène Kälin (gp, AG), Präsidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Präsidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsbünden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stärke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zählung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehörten». SGB-Präsident Maillard hingegen hatte keine Mühe mit dem Resultat –
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner fühle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
äusserte sich auch der nicht wiedergewählte Hadorn zur Lage. Möglich sei auch, dass
die Gewerkschaften längerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges würden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen könnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rückten. 14

WAHLEN
DATUM: 27.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

1) AB NR, 2017, S. 1667; AB NR, 2017, S. 1668 f.; AB NR, 2017, S. 1746 f.; NZZ, 15.9.17; AZ, NZZ, SGT, 26.9.17; AZ, Blick, TA, TZ,
29.9.17; AZ, Blick, 30.9.17; So-Bli, SoZ, 1.10.17; AZ, Blick, NZZ, 2.10.17; AZ, 3.10.17; AZ, BaZ, NZZ, TA, TZ, 4.10.17; WW, 5.10.17; TZ,
6.10.17; Blick, 7.10.17; SoZ, 8.10.17; SGT, 13.11.17; CdT, 17.11.17; NZZ, 25.11., 28.11.17
2) AB NR, 2018, S. 604 f.; AZ, 25.1., 26.1.18; TA, 9.3.18; AZ, 31.5.18
3) AB NR, 2019, S. 972 f.
4) AZ, 4.7.19; TA, 6.7.19; SoZ, 7.7.19; SZ, 8.7.19; SoZ, 11.8.19; WW, 29.8., 5.9.19; So-Bli, 6.10.19; TA, 7.10.19; Blick, 14.10.19; LT, NZZ,
16.10.19; NZZ, 26.10.19; So-Bli, 27.9.20
5) Sitzordnung Nationalrat; AZ, Blick, NZZ, 30.11.19; TA, 2.12.19
6) AB NR, 2019 S. 2019; 24H, Blick, CdT, LT, NZZ, 3.12.19
7) AZ, 14.4., 6.7.18, 14.1., 16.1., 21.1., 15.3., 21.3., 18.5., 20.5., 25.5., 27.7., 6.8., 20.8., 30.8., 24.9., 25.9., 26.9., 27.9., 3.10., 21.10.,
22.10., 24.10.19
8) AB NR, 2019, S.893 ff.; Kohler et al. (2016). A single prolonged milking interval of 25h compromises the well-being and
health of dairy Holstein cows
9) AB NR, 2019, S. 1872 ff. ; Rapport de la CSEC-CN du 24.05.2019
10) Medienmitteilung ENSI vom 12.10.18; TA, 13.10.18; AZ, SGT, 19.10.18; AZ, SGT, 22.10.18
11) AB NR, 2019, S. 1321
12) BLZ, BaZ, 22.11.18; AZ, BLZ, BaZ, TA, 23.11.18; BaZ, LZ, 24.11.18; BLZ, 26.11.18; TA, 27.6.19
13) AB NR, 2019, S. 1647 ff.
14) AZ, 9.9.19; TA, 28.10.19
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